
aus dem Gestikulieren mit den Händen vor seinem 
Oberkörper und dem Gesicht auf einen ihm unmittel­
bar bevorstehenden Angriff geschlossen. Um diesem 
zuvorzukommen, habe er den später Geschädigten von 
sich gestoßen. Daß R. hierdurch zu Fall kam und dabei 
mit dem Kopf gegen einen Heizkörper aufschlug, sei 
von ihm nicht gewollt gewesen. Er habe damit auch 
nicht gerechnet.
Das Kreisgericht ist dem Verteidigungsvorbringen des 
Angeklagten nicht gefolgt. Nach der Rechtsauffassung 
des Kreisgerichts kann sich der Angeklagte deshalb 
nicht auf Notwehr berufen, weil er sich nicht in einer 
Notwehrlage befunden, habe. Eine Notwehrsituation 
habe sich für den Angeklagten weder aus der Drohung 
des Zeugen R. noch aus dessen Gestikulieren mit den 
Händen ergeben. Der Geschädigte habe keine Anstal­
ten getroffen, um den Angeklagten anzugreifen.
Mit dieser das rechtspolitische Anliegen der Notwehr 
verkennenden und somit fehlerhaften Rechtsauffassung 
ist das Kreisgericht dem in der Hauptverhandlung fest­
gestellten Tatgeschehen nicht gerecht geworden. Die 
Beantwortung der Frage, ob die Verhinderung oder die 
•unmittelbare Abwehr eines gegenwärtigen Angriffs als 
Notwehr i. S. von § 17 StGB zu beurteilen ist, setzt 
stets die exakte Prüfung des Verhaltens von Angreifer 
und Angegriffenen, des von ihnen mit dem Handeln 
verfolgten Zieles, eine sorgfältige Einschätzung der 
Handlungssituation und der von beiden Seiten einge­
setzten Angriffs- und Verteidigungsmittel voraus.
Wäre das Kreisgericht bei der Prüfung der Notwehr 
von diesen Gesichtspunkten ausgegangen, hätte es er­
kennen müssen, daß der Angeklagte in einer Notwehr­
lage gehandelt hat. Er wurde vom später Geschädig­
ten bedroht. Die Drohung und das weitere unbe­
herrschte Verhalten des Geschädigten, indem er mit 
den Händen vor dem Gesicht des Angeklagten gestiku­
lierte, ließen auf einen bevorstehenden tätlichen An­
griff schließen. Anhaltspunkte dafür, daß der Geschä­
digte seine Äußerung aus Spaß getan hat und dies vom 
Angeklagten auch erkannt worden ist, liegen nach dem 
Beweisergebnis der Hauptverhandlung nicht vor. Hier­
von geht auch das Kreisgericht aus. Wenn sich aber 
das Handeln des Geschädigten als ein dem Angeklag­
ten drohender Angriff erweist, dessen Rechtswidrigkeit 
unter den gegebenen Bedingungen keiner weiteren Be­
gründung bedarf, muß dem Angeklagten auch zugestan­
den werden, sich dieses Angriffs mit angemessenen 
Mitteln zu erwehren. Es entspricht dem Wesen des 
Notwehrrechts, dem Notwehrberechtigten nicht nur die 
Möglichkeit zu sichern, bereits begonnenen oder fort­
dauernden rechtswidrigen Angriffen entgegenzuwirken, 
sondern auch durch ein Zuvorkommen die vom An­
griff bedrohten persönlichen Interessen zu schützen. 
Das heftige Von-sich-Stoßen des Geschädigten war un­
ter Beachtung der zu erwartenden Intensität des dem 
Angeklagten drohenden Angriffs ein angemessenes Mit- 
tel'der Verteidigung.
Wird der rechtswidrig Angegriffene von dem Angrei­
fer mit einfacher körperlicher Gewalt bedroht oder 
angegriffen, so kann er sich mit den gleichen Mitteln 
des Angriffs erwehren. Da nach dem Beweisergebnis 
der Hauptverhandlung davon auszugehen ist, daß der 
Angeklagte den Geschädigten nicht mit Absicht gegen 
den Heizkörper gestoßen hat, sondern dieser durch 
einen unglücklichen Sturz mit dem Kopf auf diesen 
harten Gegenstand aufschlug, mithin die Folgen vom 
Angeklagten nicht gewollt waren, hätte das Kreis­
gericht den Angeklagten von der Anklage der vorsätzli­
chen Körperverletzung (§ 115 Abs. 1 StGB) freisprechen 
müssen. Sein Handeln war Notwehr i. S. von § 17 Abs. 1 
StGB und somit gesellschaftsgemäß.

Die Mangelhaftigkeit der kreisgerrchtlichen Entschei­
dung ist vom Bezirksgericht nicht erkannt worden. Es 
geht zwar davon aus, daß der Angeklagte auf Grund 
des Verhaltens des Geschädigten mit einem tätlichen 
Angriff rechnen mußte. Im Widerspruch hierzu stellt 
es in seiner Entscheidung jedoch fest, der Angeklagte 
habe nicht aus einer Notwehrsituation heraus gehan­
delt. Nach der vom Bezirksgericht vertretenen Rechts­
auffassung ist das Vorgehen des Angeklagten gegen 
den Geschädigten deshalb nicht als Notwehr nach § 17 
Abs. 1 StGB zu beurteilen, weil es dem Angeklagten 
im Korridor möglich war, sich durch sein Entfernen 
dem Zugriff des Geschädigten zu entziehen. Diese Auf­
fassung ist gleichbedeutend damit, das Recht eines je­
den Bürgers, sich drohender oder begonnener rechts­
widriger Angriffe in angemessener Weise zu erwehren, 
einzuschränken, wenn dem Angegriffenen ein Auswei­
chen oder die Flucht vor dem Angreifer möglich war.
Eine solche Auffassung widerspricht dem rechtspoliti­
schen Grundanliegen der Notwehr. Die gesetzliche Neu­
regelung der Notwehr ist Ausdruck der mobilisieren­
den, die gesellschaftliche Entwicklung aktiv fördernden 
Kraft des sozialistischen Rechts und seiner gesell­
schaftsgestaltenden Rolle. Das Recht, Notwehr zu üben, 
wirkt disziplinierend auf solche Bürger, die durch ihr 
Verhalten die gesetzlich geschützten gesellschaftlichen 
und persönlichen Interessen beeinträchtigen bzw. zu 
beeinträchtigen beabsichtigen. Der in Notwehr Han­
delnde verteidigt Recht gegen Unrecht. Wer Notwehr 
übt, handelt verantwortungsbewußt im Interesse und 
zum Schutz der Bürger und der sozialistischen Staats­
und Gesellschaftsordnung. Niemand braucht daher ta­
tenlos und abwartend zuzusehen, bis persönliche oder 
gesellschaftliche Interessen verletzt worden sind, oder 
vor ihn rechtswidrig bedrohenden Angreifern zu flüch­
ten.

riDas hätte das Bezirksgericht erkennen müssen. Eine 
Verurteilung des Angeklagten wegen fahrlässiger Kör­
perverletzung hätte deshalb nicht erfolgen dürfen, weil 
sich die Abwehr des drohenden Angriffs durch den Ge­
schädigten als angemessen erwies.
Aus diesen Gründen war der Angeklagte freizuspre­
chen, da sich die Anklage nicht als begründet erwie­
sen hat.

§§168, 167 StGB.

1. Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit für die 
Schädigung des Tierbestandes (hier: Verantwortlicher 
für die Fütterung von Zucht- und Nutzvieh).

2. Zu den Tatbestandsvoraussetzungen der Wirtschafts­
schädigung i. S. des § 167 StGB.
BG Schwerin, Urt. vom 16. Juni 1969 — BSB 50/69.

Das Kreisgericht hat den Angeklagten von der An­
klage, die Volkswirtschaft durch Schädigung des Vieh­
bestandes beeinträchtigt zu haben (§ 168 StGB), frei­
gesprochen.
Dieser Entscheidung liegen folgende wesentliche Fest­
stellungen zugrunde:
Der Angeklagte war Mitglied der LPG in W. und 
überwiegend als Traktorist tätig. Zu seinen Aufgaben 
gehörte es, die in der Genossenschaft erzeugte Milch 
täglich zur Molkerei zu fahren und von dort die von 
der LPG benötigte Futtermilch abzuholen. Die Futter- 
milch mußten der Angeklagte und sein Beifahrer in 
der Futterküche des Kälberaufzuchtstalls in Kannen 
umschütten, die von der zuständigen Viehpflegerin 
bereitgestellt wurden. Einen Teil dieser Milch hatten 
sie in den Magermilchvorwärmer zu gießen.
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